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Bericht 'und 'Antrag' 

, ," d~sFinanz~ uridBudgetausschusses' 
. . . . .' . . 

. '. .' . 

:ii~erden En~wur{ eine~,'Bl!,nde~gesetz~s, wo':' "des' 4, RücksteHungsanspr~chsgesetzes" die, als. 
.,~llt das. ~uffangorgamsatlo~en&esetzabge..: § 3 b in das Auffangorganisationengesetz ein
andert wlro \3. Auffang()rgams~tlOnengesetz- gefügt werden soll. 

Novelle). ' Seh'l' ßI' h' eh'" , f" d' I'ch ' , '" le l,cers' lenes, er or er ~ ',' Vorsorge 

; Der ztirVorberatung d~r Regierungs.vorlag,e d'afür zu treff~n, ,daß die im § 3 ades Auffang~ 
i,iber die Erhebung vori AlJ.~prücheii der Auffang- , or'gartisatiönengeseties' vorgesehene' übertragung 
organisationen auf Rückstellung vonV:ermögeri vori' ,Vermögen an ,beide -Sammelstellen: zur'ge~ 

, ,nachden Rü~stel~uhgsgesetzoen(4: Rückstellungs:' samten Hand auch tatsächlich im "Grundbuch 
anspru~hsgesetz} (66cler Beila,gen) eingesetzte ersichtlid1geniicht wej:1den' kann, Einzelne 
Unterauss:chußhatiuf Gtund seiner ' Sitzung vom Grundbuchsgeric;hte haben sich i)~mlich gewei-
4, Dezember :1959 im Hinblick auf den 'termin- gert, derartige' Einti."agungenvorzuriehmen, be-, 

'abhuf für die E~hebun~von Rückstellungs-' vor nichteirieentsprechende ges,etzHche ,Grilnd-
, ansprüchen der Auffangorganisationen eineN6~ lage hiefüt urtter, Bezugnahme auf, das Allge~ 
vellierung des Auffangorganisatione~gesetzes vor~ meine ,Gruridbuchsgesetz' 1955 geschaffen sei.. , 
geschlagen, da es sich als urimö,glich ,erwiesen Diese Maßrrahme wird als Abs; 5dem bi'sherigen 
h~tte,die Beratung, über dieqbgenannte 'oRe- § 3 a des Auffangorganis~tiönengesetzesangefijgt 
glerungsvprlagefristg,erechtzuEnde zu: führen werden. 'o" .. . 
und die Bes,Chlußfassung im Aus,s~huß vorzu- Aus den üben.angeführten Gründen sah sich' ' 
ri,ehmen,' ,''o' 'oder,Finanz- und 'o:Budgetaus'Schuß. im Zuge, 'de~ 

Diese Fristerstr,ecku~g war in der· Regierungs- Berat'!lngen der,RegierungsvQ,rlage ,66 der Bei
vorlage zum 4. Rückstellungsanspruchsgesetz lagenveran.laßt;,erneu't eine Abändef.Ung des Auf-
vorgesehen worden und mußte daher, da eiiIe fangorganisationengesetzes vorzuschlagen: ' 
Ver.a:hschiedung dieses Gesetzes nicht tunIich"er- "'o 'Auf Antnig ~de,r Abgeord~eten Dr. HoFe ri
sdlien; in:ein~' neuerlime Noveiltefungdes Auf~ed er und M a r k hat 'daher der Finanz- und 

. fangorgarllsatlOnehgese~zes eingearbeitet' werden. ,Budgetausschuß in sleiner. Sitzung am'o 11. 'Dezem,- . 
, '~:Bei dieser Gelegenheit wUl"denauch noch die ber1959, auf deren Tagesordnung di'e Regiec 

Bestimmurigender §§ 3 (als § .3 Cl, 4 (als § 3e) rungsvcirlage 66 der,Beilagep. stand, beschlos\5en', 
und 7 (als § 3d) der Regierungsvo,rla;e des inVerbiridung mit di:c'sem Gegenstand gemäß' 

. 4: Rückstefiungsansprumsgesetzes' in dies~ No- § 17 lit. A der: Geschäft~ordriung dem Hohen 
,velle?:um Auffangorganisatione~ge~etz übernom- Haus~einen" selbständi:gen Antrag' v.orzulegen, 

,men, da sie de~ B,cschleunigungder Abwiddtlng d~r~ine weitere Nß,vel~lenlllg de~ Ailffangörga- ' 
'd~r .. noch ,unentschiedenen ,Rückst'elhingsfälle lllsauorrengesetzes' zum Inhalt hat: '" . , 

dlente. Dadurch soll ,ermöglicht werden daß," Dur~ :die'o'o Besehll~ßfas;ung. de,s Nationalrates 
nach InkrOlfttreten des 4. Rückstenuhgsansp~uchs- über diesen Antrag' i~t die R.egierungsvorlage 
?eset~es die Auffangorganisationenmöglichsthald~6der Beilagen nicht als erledigt anzusehen; es 
In die Lage versetzt sind, über ihr im Inter- istmit,der Fortsetzung der Beratung' über diese 
esse. der politisch 'Verfolgten 'zu verwendendes RegierungsvorIage in' nächster' Z'eit zu rechnen. 

, Vetmöge,n z, u verfüg,en. ' :' "", D' F" d B" '" , ' er' lI1anZ~ un, udetauss,chuß hai: in An-
o D, em gleichen Z, wecke, dien, t "auch die" U'·· be'r-, h" 'd" B' d ' f " .. ' h wesen ,elt ,es ,uri esmiriisters ür' Finanzen 

na me des, § 1 Abs. 2 der Regierung~vorlage Dr. Kam it z. ~en E~twurf, der, diesem. Bericht 

. " 

."- ... ' 
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als Antrag des Ausschusses beige druckt ist, einer I Der Finanz- und Budgetauss,chuß steHt' somit 
eingehenden Beratung unterzogen und ihn nach den An t rag, der Nationalrat wolle 
einer Debatte, an der sich außer d'em Bericht- 1. dem b ,e i g e d l' U c k t ,e n G e 9 e t zen t- . /1 
erstatter die Abgeordneten M a r k, Dr. G r e d- w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
I e r, Mac h u n z e und Dr. He t ze n aue r erteilen,' ; 
beteiligten, zum Bes'chluß erhoben. / 

Weiters .hatder Ausschuß den von den Ab- 2. die bei g e d ru c k teE n t s chi i e ß u n g . 2 
geol1dneten M a r k, Mac h u n z e und Genos- annehmen. 
sen beantragten und dem Berichte angeschlosse-
nen Ents~hließungsantrag angenommen. Wien, am 11. Dezember 195.9 

Dr. Hofeneder 
Berichterstatter 

Bundesgesetz vom 1959, 
womit das Auffangorganisationengesetz ab
geändert wird (3. Auffangorganisationen

gesetz-Novelle). 

Der Nationalrat hat bes,chlossen: 

Artikel I. 

Das Auffangorganisationengesetz, BGBl. 
N r. 73/1957, in der Fassung der Auffangorgani
sa tionengesetz-Novellen, BGBl. N 1'. 285/1958 und 
DGBl. Nr. '62/1959, wird abgeändert wie folgt: 

1. In § 3 Abs. 1 werden die Worte "im Laufe 
des Jahres 1959" durch die Worte "im Laufe 
deS' Jahres 1960" ersetzt. . 

2. Dem § 3 a ist ein neuer Abs. 5 folgenden 
Wortlautes anzufüg.en: 

,,(5) Sofern es sich bei Vermögen (Vermögens
werten) nach Abs. 1 lit. c oder d um Liegen
schaften oder' Rechte an sokhen handelt, die 
Gegenstand einer Eintragung in das Grundbuch 
bilden, gilt ein gemäß Abs. 2, erster Satz, oder 
gemäß § 4 Abs. 1 erlassener rechtskräftiger Be
sch'eiid der zuständigen Finanzlandesdirektion als 
Urkunde im Sinne ,des' Allgemeinen Grundbuchs
ges,etz,es 1955, auf Grund derer die Eintragung 
zur gesamten Hand für beide ,Sammelstellen' zu 
erfolgen hat." 

3. Nach § 3 a werden folgende neue Para
graphen ,eingefügt, die wie folgt zu lauten 
haben: 

,,§ 3 b. Wenn eine ,Sammeh.telle' fristgerecht 
Feststellungshesdleide im Sinne des Art. XI des 
Abkommens zwis,chen der Republik Osterreich 

Aigner 
Obmann 

und den Vereinigt,en Staaten von Amerika, be
treffend bestimmte auf Dollar lautende öster
reichische Obligationen (BGBl. Nr. 215/1957) 
beantragt hat, so hat die zuständige Rückstel
lungskommission, faUs sie dem Feststellungs
antrag stattgibt, gleichz,eitig auf vorangegangenen 
Antrag auch iiber di,e Ausstellung von Ersatz
schuldv,erschreibungen zu ents,cheiden, wobei alle 
übrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu 
beachten sind. 

§ 3 c. (1) Verfügt ein für eine juristische Per
son bestelIte,r Kur,ator überentzog.enes Vermö
gen, das noch nicht rückgestellt worden ist, und 
stehen die Anspruche auf dieses Vermögen gemäß 
d'en Bestimmungen dies,es Bundesgesetzes beiden 
,Sammelstellen' zur ges'amten Hand oder einer 
,SammelsteUe' zu, so ist die Kuratel aufzuheben 
und das V ermö~en ,ein~chHeßlich: ,der Erträgnisse 
und all de·ssen, was an die SteHe des, ursprüngLich 
entzogenen Vermögens getreten ist, drurch einen 
Bescheid der zuständigen Finanzlandesdirektion 
den ,SammelstelLen' zur .~esamten Hand bezie
hungs,weise der anspruch·sbere.chtigten ,Sammel
stelle' zu übertr.ag,en. 

(2) Die ,Sammelstelle', der ein solch,es Ver
mögen rückg,estellt wird, ist verpflichoet, die auf 
dieses Vermögen ·entfalIenden Kuratorskosten zu 
bezahlen, die bis zur Erlassung des Bescheides 
(Abs. 1) aufgelaufen sind. 

§ 3 d. (1) Soweit nicht nach § 3 c vorzugehen 
ist, ist die gemäß § 1 des Auffangorganisationen
.g.esei:zes. berufene; ,SammelsreHe' berechtigt, inner
halb von .dr.ei Jahren n<lch dem Tage des Inkraft
tretens dieses Bundesgesetz'es die Ausfolgung 
jener Vermögen zu beanspruchen, deren Rück
stellung nicht ordnungsgemäß vom geschädigten 
Eigentümer heantragt und zunächst an emen 
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Kurator oder an eine Verlas~enschaft verfügt 
"worden ist. Der Ausfolgungsansprueherlis,eht, 
falls das Vermögen noch vor Ab.lauf von sechs 
Monaten nach Ge1tendmachung des Anspruches 
dem noch lebenden Eigentümer, dem entzogen 
wÜ'fden ist, oder auf Grund gerichtlicher Einant
wortung seinen lebenden. Testamentserben oder 
seinen lebenden gesetzlichen Erben oder aber 
lebenden Legataren ins Eigentum übertragen 
wird; die Übertragung an einen Abwesenheits
kurator, . an einen Verlas,senschaftskurator, an 
denjenigen, dem das Gericht die B.esorgungund 
Verwaltung der Verlassemchaft überlassen hat 
(§ 145 Außerstreitgesetz), oder einen nicht im 
Sinne des § 14 Abs. 3 des Dritten Rückstellungs
gesetzes ausgewi,esenen bevollmächtigten Vertre
ter hat auf den Ausfolgungsanspruch keinen Ein
fluß. 

(2) Die gemäß § 1 des Auffan,gorganisationen
gc'setzes berufene ,SammelsteLle' ist innerhalb der 
in Abs. 1 genannten Frist auch in noch nicht 
abgeschlossene Verfahren über Rückstellungs
anträge, die von einem Abwesenheitskurator, 
einem Verlass,el1ls,chaftskuritor oder demjenig,en, 
dem das Gericht die Besorgung und Verwaltung 
der Verlissens,chaft überlass,en hat (§ 145 Auß,er-

3 

streitgesetz), gestellt worden sind, an Stelle des 
geschädigten Eigentümers als Partei zuzulassen, 
sofern nicht innerhalb von s,echs Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Bund'esges,etz,es der 
Eigentümer, dem entzogen worden ist, s,ein 
Testamentserbe (Legatar) oder slein ges,etzlicher 
Erbe· in das Verfahren ,eintritt; die eintretende 
Person muß im Zeitpunkte des Eintrittes am 
Leben sein; 

(3) Die ,Sammelstelle', der ein Vermögen aus
gefolgt wird (Abs. 1) odeT die in 'ein Verfahren 
eiIl!tritt (Abs. 2) ist verpflichtet, die Kurators
kosten zu bezahlen, di,e bis zur Erhebung des 
AusfoLgungs,anspruches bezieh'ungswei~e bis zum 
Eintritt der ,Sammelstelle' aufgelaufen sind. 

§ 3 e. Hat eine ,Sammelstelle' einen RücbteI
lungsantrag wegen ,eines Vermögens überreicht, 
auf das Exekution geführt wird, so ist die Exe
kution auf Antrag der ,Sammelstelle' bis z'ur 
rechtskräftig'en Entscheidung über das Rück
stellungsverfahren a ufz'Us,chie ben. " 

Artikel 11. 

M~t der Vollziehung dieses Bundesg'esetzes ist 
das Bundesministerium für Finanzen betraut. 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, Sorge Jahren von 1933 bis 1945 möglichst noch vor 
dafür zutragen, daß der Nationalrat in Stand Ende der Herbstsession 1959/60 abs·chließend zu 
gesetzt wird, den ganzen Komplex der Entschä- erledigen. 
digung für Folgen politischer Verfolgung in den 
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